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Text 

Einbringung von Geldbußen und Zwangsgeldern über Ersuchen ausländischer 
Wettbewerbsbehörden 

§ 35d. (1) Ein einheitlicher Titel einer nationalen Wettbewerbsbehörde eines EU-Mitgliedstaats oder 
EWR-Vertragsstaats, der eine rechtskräftige und vollstreckbare Entscheidung dokumentiert, mit der eine 
Geldbuße oder ein Zwangsgeld gegen einen Unternehmer oder eine Unternehmervereinigung verhängt 
wurde, ist ein Exekutionstitel im Sinn der EO. 

(2) Ein Ersuchen auf Einbringung einer Geldbuße oder eines Zwangsgelds ist beim Kartellgericht als 
zuständiger nationaler Wettbewerbsbehörde einzubringen. Das Kartellgericht hat das Ersuchen ohne 
ungebührliche Verzögerung zu erledigen. 

(3) Der einheitliche Titel und die zugrundeliegende Entscheidung sind in deutscher Sprache zu 
übermitteln. Das Kartellgericht kann es auf Ersuchen einer nationalen Wettbewerbsbehörde im Einzelfall 
zulassen, dass der einheitliche Titel oder die zu vollstreckende Entscheidung ohne Übersetzung vorgelegt 
werden, soweit auch die ersuchende Wettbewerbsbehörde für vergleichbare Ersuchen des Kartellgerichts 
keine Übersetzungen verlangt. Das Kartellgericht kann vom Erfordernis der Übermittlung einer 
Übersetzung auch absehen, wenn deren Kosten voraussichtlich in der einzubringenden Geldbuße oder 
dem einzubringenden Zwangsgeld Deckung finden. In diesen Fällen hat das Kartellgericht selbst eine 
Übersetzung des einheitlichen Titels und der Entscheidung der ersuchenden Wettbewerbsbehörde zu 
veranlassen. Das Kartellgericht hat die Kosten der Übersetzung aus Amtsgeldern zu berichtigen und dem 
Unternehmer oder der Unternehmervereinigung zum Ersatz aufzuerlegen. 

(4) Sind einem Ersuchen nicht die erforderlichen Beilagen angeschlossen oder enthält der 
einheitliche Titel nicht die erforderlichen Angaben, so hat das Kartellgericht die ersuchende 
Wettbewerbsbehörde aufzufordern, binnen einer angemessen festzusetzenden Frist das Fehlende zu 
ergänzen, und darauf hinzuweisen, dass bei fruchtlosem Ablauf der Frist dem Ersuchen nicht entsprochen 
werden kann. Wenn die Einbringung einer Geldbuße oder eines Zwangsgelds offensichtlich der 
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öffentlichen Ordnung widerspricht, so hat das Kartellgericht das Ersuchen nach Einholung einer 
Stellungnahme der ersuchenden Wettbewerbsbehörde ebenfalls abzulehnen. Ein Ersuchen ist überdies 
abzulehnen, wenn es weder die Zustellung eines Schriftstückes noch die Einbringung einer Geldbuße 
oder eines Zwangsgelds im Sinn des § 35a zum Gegenstand hat oder das Ersuchen nicht von einer 
Wettbewerbsbehörde gestellt wird. 

(5) Wenn das Kartellgericht keinen Grund findet, das Ersuchen abzulehnen, hat es anzuordnen, dass 
der Zahlungspflichtige mit Lastschriftanzeige (§ 6a Abs. 2 GEG) zur Zahlung der Geldbuße oder des 
Zwangsgelds aufgefordert wird. Ist der einzubringende Betrag nicht in Euro angegeben, so hat die 
Umrechnung nach dem am Tag der Erlassung der zu vollstreckenden Entscheidung geltenden 
Wechselkurs zu erfolgen. Kommt der Zahlungspflichtige der Aufforderung nicht nach, so ist die 
Einbringungsstelle um Einleitung der Exekution zu ersuchen. 

(6) Die Exekution zur Einbringung einer Geldbuße oder eines Zwangsgelds bedarf keiner 
Anerkennung oder Vollstreckbarerklärung. Dem Antrag an das Exekutionsgericht ist außer dem 
einheitlichen Titel auch die zu vollstreckende Entscheidung samt Übersetzung anzuschließen. Der 
Zahlungspflichtige kann Mängel des Ersuchens auf Einbringung einer Geldbuße oder eines Zwangsgelds 
(Abs. 4), die das Kartellgericht zur Ablehnung des Ersuchens berechtigen, mit Einstellungsantrag geltend 
machen. Auf den Einstellungsantrag ist § 418 EO anzuwenden. 

(7) Einwendungen gegen die Rechtmäßigkeit des einheitlichen Titels und den Bestand oder die 
Vollstreckbarkeit der zu vollstreckenden Entscheidung sind bei der zuständigen Behörde des Staates der 
ersuchenden Behörde nach dessen Recht geltend zu machen. Hat der Zahlungspflichtige solche 
Einwendungen erhoben, so kann die Exekution auf Antrag aufgeschoben werden. Wurde den 
Einwendungen Folge gegeben, so ist die Exekution auf Antrag einzustellen. Die Exekution ist auf Antrag 
oder von Amts wegen auch einzustellen, wenn die Entscheidung über die Geldbuße oder das Zwangsgeld 
oder ihre Vollstreckbarkeit aufgehoben wurde oder die Einbringung aus anderen Gründen nicht mehr 
begehrt wird. 

(8) Die ersuchende Behörde ist über die Ergebnisse der zur Einbringung im Inland vorgenommenen 
Maßnahmen zu verständigen. Der Erlös aus der Einbringung fällt dem Bund zu. 
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